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Im Mittelpunkt der Debatte um das Leitbild
der Zivilgesellschaft stehen zwei empirisch zu
beantwortende Fragen: Einerseits, inwieweit
traditionale Integrationsinstanzen durch neue
soziale Beziehungsnetzwerke abgelöst werden,
andererseits, welche Folgen dies für die sozia-
le, politische und wirtschaftliche Integration
der Gesellschaft hat. Die ökonomisch ausge-
richtete Dritte-Sektor-Forschung stellt auf die
wirtschaftliche Bedeutung des Dritten Sektors1

als der sozialen Infrastruktur der Zivilgesell-
schaft ab. Im Blickpunkt des wohlfahrtzentrier-
ten Ansatzes steht hingegen die Stellung des
Dritten Sektors als Produzent sozialer Sicher-
heit und Wohlfahrt in Relation zu den anderen
Sektoren der Wohlfahrtsproduktion wie Staat,
Markt und privatem Haushalt bzw. informel-
lem Bereich. Angesichts finanzieller Engpäs-
se der öffentlichen Haushalte werden in neuen
Kombinationsformen von Institutionen und
Sektoren - sogenannte wohlfahrtspluralistische
Arrangements oder welfare mixes, wie bei-
spielsweise der ‚Mix‘ von staatlicher Absiche-
rung, betrieblicher Alterssicherung und priva-
ter Vorsorge im Bereich der Alterssicherung -
Instrumente zur Überwindung von Innovati-
onsblockaden gesehen (vgl. Evers/Olk 1998:
10). Den Institutionen der Zivilgesellschaft
wird dabei eine wachsende Bedeutung für die
Bereitstellung wohlfahrtsrelevanter Güter und
Leistungen zugesprochen.

Im Kontext des Sozial-Kapital-Ansatzes - ins-
besondere in der von Robert Putnam (1995)
formulierten demokratietheoretischen Version
- wird die soziale und die politische Dimensi-
on zivilgesellschaftlicher Institutionen disku-
tiert. „Netzwerke zivilen Engagements“ wie
Nachbarschaftshilfen oder Gesangs- und
Sportvereine stellen eine wesentliche Form
sozialen Kapitals dar. Sie repräsentieren hori-

Verminderung gesellschaftlichen
Zusammenhalts oder stabile
Integration?
Empirische Analysen zur sozialen und politischen Beteiligung in
Deutschland

Der Mitgliedschaft in Organisationen und Vereinen kommt eine wesentliche integrative
Funktion innerhalb der Gesellschaft zu. Partizipation und Engagement in Organisationen
und Vereinen fördert kooperatives Verhalten, Gemeinschaftssinn, Solidarität und zwischen-
menschliches Vertrauen - Indikatoren, die unter anderem auch für das Funktionieren de-
mokratischer Institutionen wichtig sind. Die gesellschaftliche Beteiligung als Indikator
für die soziale und politische Integration der Bürger gewinnt gerade vor dem Hintergrund
des ostdeutschen Transformationsprozesses an Bedeutung. Zum anderen wird darauf ver-
wiesen, daß soziale Beziehungsnetzwerke sich im Zuge gesellschaftlicher Modernisierung
auflösen. Sich ändernde Motivationen und Werteverschiebungen in der Bevölkerung ver-
schieben das Beteiligungspotential insbesondere zu Lasten traditionaler Vereinigungen.
Neue Engagementformen wie Umweltgruppen oder Bürgerinitiativen sind Ausdruck ver-
änderter Ansprüche und Wertorientierungen.

zontale Interaktionsbeziehungen, in denen
Normen der Gegenseitigkeit gefördert werden,
der Informations- und Kommunikationsaus-
tausch erleichtert wird und das Vertrauen und
die Bereitschaft wächst, sich im öffentlichen
und politischen Raum zu engagieren. Des-
weiteren wächst das Sozialkapital bzw. Ver-
trauensniveau einer Gesellschaft mit der Mit-
gliedschaftsdichte und dem Engagement in
„sekundären Assoziationen“ wie kirchlichen
Gruppen, Gewerkschaften oder Parteien. Das
Vertrauensniveau einer Gesellschaft ist wie-
derum bestimmend für das Funktionieren de-
mokratischer Institutionen. Folgt man dieser
Argumentation, dann impliziert ein Rückgang
der Mitgliedschaft und des Engagements in
sekundären Assoziationen ein Auflösen der

Netzwerke, die das Sozialkapital (re-)produ-
zieren, mit mittelbaren Folgen für die demo-
kratischen Institutionen.

Mit der These von der Auflösung sozialer Be-
ziehungsnetze stimmt Putnam in den Chor in-
dividualisierungstheoretischer Überlegungen
ein. Traditionelle Integrationsinstanzen büßen
demnach im Zuge gesellschaftlicher Moder-
nisierung an Bedeutung ein: Familie, Freund-
schaften, Nachbarschaft oder Religion verlie-
ren an Einfluß, soziale Beziehungsnetze, in
denen sich Solidarität und Gemeinschaftssinn
(re-)produzieren, werden tendenziell aufge-
löst. Inwieweit nun das soziale Kapital einer
Gesellschaft auf den verschiedenen Ebenen
der interpersonalen Beziehungen, des interme-
diären und des gesellschaftlichen Großberei-
ches im Niedergang begriffen ist, stellt gleich-
wohl eine empirische Frage dar (vgl. Immer-
fall 1999). Im folgenden werden hier Organi-
sationen und Vereine des mittleren, interme-
diären Bereiches in West- und Ostdeutschland
untersucht. Dabei steht die Entwicklung und
Verteilung sowie die Bewertung sozialer und
politischer Beteiligung als Integrationsmecha-
nismus im Vordergrund. Die Datengrundlage
bildet der Wohlfahrtssurvey 1998.

Mitgliedschaft in Organisationen und
Vereinen: Verlust und Stagnation

Zur Analyse der Mitgliedschaft in Vereinen
und Organisationen werden zwei Kenngrößen
verwendet: Die Mitgliedschaftsquote als der
Anteil der Personen in den jeweiligen Orga-
nisations- und Vereinsformen sowie die Mit-
gliedschaftshäufigkeit als der Anteil der Per-
sonen, die in keiner, einer oder mehreren Or-
ganisations- oder Vereinsformen Mitglied
sind. Letzere Größe gibt Aufschluß über die
Entwicklung der Mehrfachmitgliedschaft.
Über das Aktivitätspotential, d.h. inwiefern es
sich hier eher um aktive oder passive Mitglie-
der handelt, kann allerdings keine Aussage ge-
macht werden.

Tabelle 1: Mitgliedschaft in Organisationen und Vereinen, 1984-1998

                                                                 Westdeutschland                 Ostdeutschland
1984 1988 1993 1998 1993 1998

                                                                                                             in %
Mitgliedschaft in...

Gewerkschaft 16 16 17 12 25 13
Partei 5 5 5 4 3 3
Bürgerinitiative 2 2 2 1 0 1
Verein, darunter:
    Kirchlicher Verein 7 10 7 9 5 3
    Musik-/ Gesangverein 7 8 6 7 1 2
    Sportverein 28 29 28 28 10 12
Anderer Verein, Organisation 19 24 19 22 14 14

Anzahl der Mitgliedschaften
Keine Mitgliedschaft 44 42 44 42 53 62
1 Mitgliedschaft 34 33 36 39 38 29
2 Mitgliedschaften 16 17 14 14 8 7
3 Mitgliedschaften und mehr 6 8 6 6 1 1

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1984, 1988, 1993, 1998
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Betrachtet man die Entwicklung der Mitglied-
schaftsquote seit 1984 in Westdeutschland,
dann ist bei allen Organisations- und Vereins-
formen ein sinkender oder stagnierender An-
teil festzustellen (vgl. Tabelle 1). Am stärksten
zeigt sich ein Rückgang bei der Gewerk-
schaftsmitgliedschaft, worin sich zum einen
wirtschaftsstrukturelle und zum anderen be-
rufsstrukturelle Veränderungen widerspiegeln.
Eine zunehmende Tertiarisierung der Wirt-
schaft und Veränderungen in der Beschäftig-
tenstruktur, wie eine zunehmende Frauener-
werbstätigkeit und ein steigender Anteil von
Angestellten, bedingen ein Wachstum eines
gewerkschaftlich niedrig organisierten Wirt-
schaftsbereichs sowie einer gewerkschaftlich
gering organisierten Personengruppe. Dies
sind langfristige Entwicklungen, die sich in
einer niedrigeren Mitgliedschaftsquote nieder-
schlagen. Die Parteimitgliedschaft und Ver-
einsmitgliedschaften bleiben in der zeitlichen
Perspektive nahezu konstant. Der vielzitierte
Mitgliederschwund insbesondere der Großpar-
teien zeigt sich zumindest nicht in der Mit-
gliedschaftsquote. Am mitgliederstärksten un-
ter den Vereinen zeigen sich in Westdeutsch-
land die Sportvereine mit einem Mitglieder-

anteil von 28 Prozent. Die in den 60er Jahren
im Kontext der neuen sozialen Bewegungen
erstmalig enstandenen Bürgerinitiativen wei-
sen dagegen erhebliche Mitgliederverluste auf.
Ein ähnliches Bild ergibt sich für Ostdeutsch-
land. So nimmt hier der Anteil der Mitglieder
in Gewerkschaften von 25 Prozent im Jahr
1993 auf 13 Prozent im Jahr 1998 ab, die Mit-
gliedschaft in Vereinen bleibt auch hier weit-
gehend konstant. Eine strukturelle Anglei-
chung der Mitgliedschaften zwischen West-
und Ostdeutschland von 1993 auf 1998 zeigt
sich insbesondere bei Gewerkschaften, Partei-
en und Bürgerinitiativen, während die Vereins-
mitgliedschaften noch immer stark differieren
und ein deutlich niedrigeres Niveau in Ost-
deutschland aufweisen.

Anteil der Nichtmitglieder in Ostdeutsch-
land deutlich höher

Der Anteil derjenigen, die in keiner Organisa-
tion oder keinem Verein Mitglied sind, liegt in
Ostdeutschland deutlich über dem in West-
deutschland (vgl. Tabelle 1). So sind 1998 62
Prozent der Ostdeutschen und 42 Prozent der
Westdeutschen in keiner Organisation und kei-

nem Verein organisiert. Die Nichtmitglied-
schaftsquote bleibt damit in Westdeutschland
in der zeitlichen Perspektive stabil. Variatio-
nen sind hier im Bereich der Ein- und Mehr-
fachmitgliedschaften festzustellen. So nimmt
die Mitgliedschaft in genau einem Verein oder
einer Organisation in Westdeutschland von 34
Prozent auf 39 Prozent zu, während Mehrfach-
mitgliedschaften abnehmen bzw. stagnieren.
Für die neuen Bundesländer ergibt sich hinge-
gen eine Abnahme von 38 Prozent für 1993
auf 29 Prozent im Jahr 1998. Die Mehrfach-
mitgliedschaften bleiben auf einem deutlich
niedrigeren Niveau im Vergleich zu den alten
Bundesländern konstant.

Organisationen und Vereine - Männer-
domänen der gebildeten Mittelschicht

Wer ist aber nun Mitglied in einem Verein oder
Organisation? In Tabelle 2 ist die soziodemo-
graphische Struktur der Mitglieder in Gewerk-
schaften, Parteien und Bürgerinitiativen im
Jahr 1998 aufgezeigt. Allgemein sind bei die-
sen Organisationen, innerhalb derer direkt oder
indirekt Einfluß auf den politischen Willens-
bildungsprozeß genommen werden kann, mehr
Männer und Personen mit höherem Bildungs-
abschluß vertreten.

Die Geschlechtszugehörigkeit und der Bil-
dungsstand haben immer noch einen wesent-
lichen Einfluß auf die Beteiligung in diesen
Organisationen. Auch die Mitgliedschaft in
Vereinen folgt diesem Muster. Nur in den
kirchlichen Vereinen engagieren sich mehr
Frauen als Männer. Hier zeigen sich auch im
Vergleich zu der Mitgliedschaft in Organisa-
tionen deutlichere Unterschiede in der Alters-
struktur. In kirchlichen sowie in Musik- und
Gesangvereinen partizipieren überproportional
Personen der älteren Altersgruppe. Die These
von der Überalterung der Vereine trifft vor al-
lem hier zu. Bei Sportvereinen als der wich-
tigsten Beteiligungsform zeigt sich in der Al-
tersgruppe der über 55 Jährigen in West-
deutschland eine hohe Beteiligungsquote. In
der zeitlichen Entwicklung von 1984 bis 1998
(tabellarisch nicht dargestellt) stieg der Anteil
in dieser Altersgruppe von 11 Prozent im Jahr
1984 auf 20 Prozent im Jahr 1998. Gleichzei-
tig verlieren die Sportvereine konstant an jün-
geren Mitgliedern: So waren 1984 noch 40
Prozent der 18 bis 34 Jährigen in Sportverei-
nen organisiert, 1998 waren es fünf Prozent-
punkte weniger. Die sportliche Betätigung im
Verein scheint zumindest für Jüngere immer
weniger attraktiv zu sein. Angesichts wachsen-
der Konkurrenz seitens anderer Angebote - wie
kommerzieller Fitness-Zentren - verliert die
vereinsmäßige Organisation zunehmend an
Boden. Auch veränderte Freizeitansprüche
stellen die Vereine vor die Aufgabe, die At-
traktivität und Breite ihres Vereinsangebots zu
überdenken um neue Mitglieder - insbesonde-
re Jüngere - für sich zu gewinnen.

Die soziodemographische Zusammensetzung
der Mitglieder in den neuen Bundesländern
folgt im wesentlichen der in den alten Bun-

Tabelle 2: Mitgliedschaft in Organisationen nach soziodemographischen Merkmalen,
1998

                                                       Gewerkschaft             Partei         Bürgerinitiative
West Ost West Ost West Ost

                                                                                                            in %
Insgesamt 12 13 4 3 1 1

Geschlecht
Männer 19 16 6 4 1 1
Frauen 6 10 3 3 1 1

Altersgruppen
18 bis 34 J. 11 9 3 3 1 2
35 bis 54 J. 16 17 3 2 2 2
55 J. und älter 9 12 5 5 1 1

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß/ Hauptschulabschluß 12 10 2 3 0 1
Mittlere Reife 14 14 4 2 1 1
Fachhochschulreife/ Abitur 10 15 8 7 3 3

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Tabelle 3: Mitgliedschaft in Vereinen nach soziodemographischen Merkmalen, 1998

                                                            Kirchlicher Verein    Musik-/Gesangverein     Sportverein
West Ost West Ost West Ost

                                                                                                          in %
Insgesamt 9 3 7 2 28 12

Geschlecht
Männer 7 2 8 2 35 15
Frauen 10 3 5 2 22 9

Altersgruppen
18 bis 34 J. 6 3 6 3 35 19
35 bis 54 J. 8 2 6 2 31 14
55 J. und älter 12 3 8 1 20 5

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß/ Hauptschulabschluß 8 2 7 2 23 5
Mittlere Reife 7 4 7 1 33 16
Fachhochschulreife/ Abitur 12 1 6 2 34 16

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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desländern, wenngleich sich in Westdeutsch-
land die geschlechtsspezifischen Differenzen
sowie die Differenz der Alters- und Bildungs-
gruppen weitaus deutlicher zeigen. Am prä-
gnantesten erweisen sich diese Ost-West-Un-
terschiede bei der Mitgliedschaft in Sportver-
einen.

Mitglieder in Organisationen und Vereinen
politisch interessierter

Das politische Interesse ist nicht nur ein wich-
tiger Indikator für die politische Involviertheit
der Bevölkerung in das politische System, son-
dern auch für den Grad der politischen Hand-
lungsbereitschaft der Bevölkerung. Nur Per-
sonen, die ein Mindestmaß an politischem In-
teresse zeigen, werden motiviert sein, sich
politische Informationen zu beschaffen und
politisch aktiv mitzuwirken. Der Zusammen-
hang zwischen dem politischen Interesse und
der Mitgliedschaft in Organisationen und Ver-
einen verdeutlicht sich in Tabelle 4.

Insgesamt haben 32 Prozent der Westdeut-
schen und 26 Prozent der Ostdeutschen ein
sehr starkes bzw. starkes politisches Interes-
se. Über alle Mitgliedschaften hinweg zeigt
sich zumindest für Westdeutschland ein höhe-
rer Anteil an politischer Interessiertheit. Auch
die Mitglieder in Vereinen sind überdurch-
schnittlich politisch interessiert, wenngleich
letztere keinen unmittelbaren politischen Be-
zug haben. Dies verdeutlicht den Zusammen-
hang zwischen politischer Involviertheit und
gesellschaftlicher Beteiligung im weiteren Sin-
ne. In Ostdeutschland ist das politische Inter-
esse der Vereinsmitglieder allerdings weitaus
weniger ausgeprägt als in Westdeutschland.

Mitgliedschaft, soziales Vertrauen
und Zufriedenheit mit Partizipation
und Demokratie

Eine im Kontext der Diskussion um die Zivil-
gesellschaft immer wieder formulierte Hypo-
these lautet, daß die Mitgliedschaft in Orga-
nisationen und Vereinen einen wesentlichen
Beitrag zum Sozialkapital einer Gesellschaft
leistet. In Tabelle 4 wird der Zusammenhang
zwischen sozialem Vertrauen und Mitglied-
schaft - beides Aspekte des Sozialkapitals -
dargestellt. Die Ergebnisse zeigen zumindest

für Westdeutschland, daß Mitglieder in Orga-
nisationen und Vereinen mehr soziales Vertrau-
en zeigen. Insgesamt gaben 20 Prozent der
Westdeutschen und 13 Prozent der Ostdeut-
schen an, daß man den meisten Menschen ver-
trauen kann. Entsprechendes sagen wiederum
23 Prozent der westdeutschen Personen, die
in mindestens einer Organisation oder einem
Verein Mitglied sind. Im Vergleich dazu äu-
ßern dies nur 17 Prozent der Nichtmitglieder.
Für Ostdeutschland zeigen sich die Differen-
zen im sozialen Vertrauen nach dem Mitglied-
schaftsstatus weniger deutlich als in West-
deutschland: Daß man den meisten Menschen
vertrauen kann, geben 12 Prozent der Mitglie-
der und 14 Prozent der Nichtmitglieder an. Die
simple Gleichsetzung von Mitgliedschaft und
einer entsprechenden Mehrung, Stabilisierung
oder Minderung des sozialen Kapitals greift
sicherlich zu kurz. Gegen die oftmals positive
Besetzung des Beteiligungsaspektes in freiwil-
ligen Vereinigungen läßt sich einwenden, daß
nicht jede Mitgliedschaft in einer Vereinigung
dem Gemeinwohl zwingend dienlich ist. Eine
differenzierte Analyse von Organisations-
zweck und -struktur wäre hier vonnöten.

Die Unzufriedenheit mit den Möglichkeiten
der politischen Partizipation und den demo-
kratischen Einrichtungen kann einerseits zu
politischer Apathie führen, andererseits ein
Antrieb sein, sich politisch zu engagieren, sei
es innerhalb der gegebenen Partizipationsmög-
lichkeiten oder vermittels unkonventioneller
Beteiligungsformen. In Graphik 1 ist die Zu-
friedenheit mit den Möglichkeiten der politi-
schen Betätigung und den demokratischen
Einrichtungen für Mitglieder, die in irgendei-
nem Verein oder Organisation organisiert sind,
dargestellt. Zusätzlich sind die Zufriedenheits-
werte für die Mitglieder von Parteien und von
Bürgerinitiativen aufgeführt. In West- und
Ostdeutschland sind Nichtmitglieder durch-
schnittlich unzufriedener mit den Möglichkei-

Tabelle 4: Mitgliedschaft, Politisches Interesse und Soziales Vertrauen, 1998

 Politisches Interesse1        Soziales Vertrauen2

  West Ost West Ost

Mit- Nicht- Mit- Nicht- Mit- Nicht- Mit- Nicht-
glieder mit- glieder mit- glieder mit- glieder mit-

glieder glieder glieder glieder

                                                                                                       in %

Insgesamt                32                         26                       20                         13
Gewerkschaft 47 30 38 25 22 20 10 14
Partei 82 30 79 24 28 20 17 13
Bürgerinitiative 74 31 57 26 38 20 24 13
Verein, darunter:
    Kirchlicher Verein 42 31 29 26 24 20 21 13
    Musik-/ Gesangverein 49 31 11 27 26 20 18 13
    Sportverein 37 30 24 27 22 19 12 14
Anderer Verein, Organisation 46 28 39 24 23 19 16 13

Kumuliert3 39 22 33 22 23 17 12 14

1 „sehr starkes“ und „starkes“ politisches Interesse.
2 Anteil der Befragten, die auf die Frage ‚Würden Sie sagen, daß man den meisten Menschen

vertrauen kann, oder sollte man lieber vorsichtig sein mit anderen‘, angegeben haben ‚Man kann
den meisten Menschen vertrauen‘.

3 Personen mit mindestens einer bzw. keiner Mitgliedschaft in allen Vereinen und Organisationen.

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998

Graphik 1: Zufriedenheit mit der politischen Beteiligung und den demokratischen
                   Einrichtungen 1998

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998
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ten der politischen Betätigung als Mitglieder.
Überdurchschnittlich zufrieden mit den poli-
tischen Partizipationsmöglichkeiten äußern
sich aber insbesondere Mitglieder von Partei-
en und Bürgerinitiativen. Zwischen den bei-
den politischen Betätigungsformen zeigen sich
allerdings Unterschiede bei der Zufriedenheit
mit den demokratischen Einrichtungen: So
sind Mitglieder von Bürgerinitiativen deutlich
unzufriedener mit den demokratischen Ein-
richtungen. Ebenso zeigen sich die Ostdeut-
schen weniger zufrieden mit den demokrati-
schen Einrichtungen als die Westdeutschen.
Dies reflektiert, daß einerseits die Unzufrie-
denheit mit den demokratischen Einrichtun-
gen nicht in Parteien, sondern in Bürgerinitia-
tiven aufgefangen werden kann, da in letzte-
ren eine zufriedenstellende Partizipationsform
gesehen wird. Andererseits kann, wie die nied-
rigen Zufriedenheitswerte der Nichtmitglieder
zeigen, davon ausgegangen werden, daß eine
Unzufriedenheit mit den Partizipationsmög-
lichkeiten und demokratischen Einrichtungen
eher zu politischer Apathie denn Engagement
führt.

Bewertung gesellschaftlicher Beteiligung
für die Integration

Einen weiteren Ansatzpunkt, den die Debatte
um die ‚Zivilgesellschaft‘ bietet, bezieht sich
auf die Frage, wie Prozessen der sozialen Ex-
klusion begegnet werden kann. Im Hinblick
auf die Erwerbsarbeit heißt das, wie die Inte-
gration anders als nur über den Markt vermit-
telt gestaltet werden kann (wie zum Beispiel
durch die Anerkennung von Haus- und Erzie-
hungsarbeit); in bezug auf die politische Be-
teiligung, wie eine Stärkung partizipatorischer

Elemente jenseits bloßer Stimmabgabe (wie
Bürgerbegehren) erfolgen kann; und letztend-
lich, wie neue und erweiterte Zugänge für die
Bürger zu wohlfahrtsrelevanten Leistungen
von nicht-staatlicher Seite (wie private Alters-
vorsorge) bereitgestellt werden können. Wie
wird aber nun die soziale und politische Be-
teiligung als Integrationsmechanismus im Ver-
hältnis zu anderen Lebensbereichen bewertet?
In Graphik 2 ist die Wichtigkeit ehrenamtli-
cher und politischer Betätigung in Relation zu
weiteren Lebensbereichen wie Gesundheit,
Familie und Beruf dargestellt.

In bezug auf die Reihenfolge in der Bewer-
tung der Lebensbereiche sind zwischen West-
und Ostdeutschland keine wesentlichen Un-
terschiede festzustellen. Weitaus mehr betont
wird aber in Ostdeutschland das Ausmaß der
Wichtigkeit von Gesundheit, Einkommen und
die berufliche Ausbildung für die Integration
in die Gesellschaft. Diesen drei Bereichen folgt
in der Wichtigkeit als zweite Gruppe der fa-
miliäre Bereich (eigene Familie/Kinder, Freun-
de) sowie der Bereich der Mobilität (Führer-
scheinbesitz, uneingeschränktes Leistungsver-
mögen). Die ehrenamtliche und politische
Betätigung wird in beiden Landesteilen als
weniger wichtig für die Integration in die Ge-
sellschaft erachtet. Sowohl für West- und Ost-
deutschland zeigt sich, daß je unmittelbarer der
Lebensbereich die Lebensverhältnisse der Per-
son tangiert, desto wichtiger wird er für die
Integration in die Gesellschaft eingeschätzt.

Wieviel soziale und politische Beteiligung ih-
rer Bürger es in einer demokratischen Gesell-
schaft bedarf, ist eine normativ zu beantwor-
tende Frage. Als problematisch muß sicherlich

angesehen werden, wenn ein einmal erreich-
tes Beteiligungspotential in der zeitlichen Ent-
wicklung abnimmt. Die vorgestellten Ergeb-
nisse weisen zumindest für Westdeutschland
nicht auf umfassende Einbrüche der Mitglied-
schaftsverhältnisse in Organisationen und Ver-
einen hin. Insgesamt erweisen sich diese - bei
60 Prozent Mitgliedern und 40 Prozent Nicht-
mitgliedern - in der zeitlichen Perspektive als
stabil. Kritisch zu betrachten ist dagegen die
Entwicklung in den neuen Bundesländern hin
zu einem umgekehrten Mitgliedschaftsverhält-
nis. Nimmt man die Beteiligung in politischen
Parteien und Bürgerinitiativen als Indikator für
die politische Integration, dann zeigen sich hier
zwar tendenziell Angleichungstendenzen, die
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Graphik 2:  Wichtigkeit sozialer und politischer Beteiligung als gesellschaftlicher
                     Integrationsmechanismus, 1998.

Anmerkung: Bewertung auf einer vierstufigen Skala von sehr wichtig, wichtig, weniger wichtig bis
unwichtig auf die Frage: Man kann ja das Gefühl haben in das normale gesellschaftliche Leben
integriert zu sein und dazuzugehören oder sich eher ausgeschlossen fühlen. Wie wichtig sind die
folgenden Merkmale ihrer Meinung nach, um in das gesellschaftliche Leben eingebunden zu sein?

Datenbasis: Wohlfahrtssurvey 1998


